






Abhandlung über die moralischen Grundlagen der Politik
Zusammenfassung
Der Verfasser bezeichnet den Begriff des allgemeinen Willens bei rousseau als den kate-
gorialen Grundstein des modernen Demokratieverständnisses und betrachtet das trans-
ponieren dieses Begriffs aus dem naturrechtlichen in den sozialen Horizont sowie seine 
Verwandlung zur legitimationsgrundlage des gesellschaftlichen und politischen lebens als 
Wendepunkt, an dem sich die Geschichte der Demokratie in zwei Epochen teilt. Im ersten 
teil des Artikels wird anhand von Ausführungen bei Herodot, platon und Aristoteles die 
Vorgeschichte des Demokratiebegriffes rekonstruiert. Sodann führt der Autor an, zu wel-
chen wesentlichen Veränderungen es im Jahrhundert der Französischen revolution in der 
Konzeption und der wirklichen rolle der Demokratie gekommen ist; er grenzt den allgemei-
nen vom gemeinsamen Willen ab, um die moralische Dimension der Demokratie zu sichern, 
und konzentriert vor diesem Hintergrund seine Aufmerksamkeit auf die politische philoso-
phie rousseaus. Im Schlussteil nimmt der Autor Stellung zur partitokratie als einer der die 
Demokratie entstellenden Formen, wobei er sich auf den „transitionstyp” der Systemparti-
tokratie beschränkt, die im Gefüge des historischen phänomens des postkommunismus auf 
den plan tritt. In diesem Kontext wird der dominierenden transitionstheorie die theorie des 
postkommunistischen Chaos als eines alternativen theoretischen Ansatzes bei der Erläute-





Isonomie als das Wesen der Demokratie
Seitdem	der	Demokratiebegriff	bei	Herodot	das	erste	mal	unter	dieser	be-


























Der	 Beschluss,	 eine	 Monarchie	 einzurichten,	 wurde	 auf	 demokratischem	




Aus	 zeitgenössischer	 Sicht	 und	 ausgehend	 vom	modernen	Demokratiever-
ständnis	 ist	 auf	den	ersten	Blick	nicht	 erkennbar,	worin	der	demokratische	













modell	 der	 Ämterbesetzung	 durch	 das	 Los	 bedeutet	 hier	 aber	 keineswegs	











erste	Konzept	 setzt	 die	Gegebenheit	 eines	 verbindlichen	 gesellschaftlichen	
Rahmens	voraus,	innerhalb	dessen	dem	Einzelnen	auf	demokratische	Weise	
sein	Platz	zugewiesen	werden	soll;	wiederum	das	zweite	geht	von	einem	im	



















Es	 ist	 interessant,	 dass	Otanes	 selbst,	 der	 die	Alleinherrschaft	 heftig	 kriti-
siert	 und	 sich	 für	 die	Einführung	der	Volksherrschaft	 ausgesprochen	hatte,	
vom	Wettbewerb	um	die	Königskrone	zurücktrat	und	dies	mit	dem	Wunsch	
begründete,	dass	er	„nicht	herrschen	und	nicht	dienen”	wolle.	Dieses	Detail	




















be,	 Alfred	 Kröner	 Verlag,	 Stuttgart	 1955,	




A.a.O.,	S.	 221.	 –	 Im	Übrigen	 führt	Herodot	
an,	dass	sich	Dareios	mit	einer	List	über	das	
abgesprochene	 Verfahren	 zur	 Königswahl	
hinweggesetzt	und	mit	der	Hilfe	seines	Stall-
meisters	 des	 persischen	 Thrones	 bemächtigt	
habe.
3
Aristoteles,	 rhetorik,	Wilhelm	 Fink	 Verlag,	
münchen	21987,	S.	45–46.
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Selbst	 Jean-Jacques	 Rousseau,	 der	 mit	 der	
Einführung	 der	 Kategorie	 des	 allgemeinen	
Willens	 in	 die	 politische	 Theorie	 eine	 his-




der	 Demokratie	 [entspricht]”.	 Rousseau	 än-
derte	 lediglich	 die	 begleitende	 Erläuterung.	
Natürlich	dürfte	ihm	gemäß	das	Los	nicht	im	
Gestaltungsprozess	 des	 allgemeinen	 Willens	
in	 Erscheinung	 treten,	 doch	 akzeptiert	 er	 es	
als	einen	von	zwei	Wegen	zur	besetzung	von	
Staatsämtern.	–	Vgl.	Jean-Jacques	Rousseau,	























formen	 gelang.	 In	 Der Staatsmann	wählt	 Platon	 als	 qualitatives	Kriterium	

























chenden	 Herrschaftsformen	 stellen	 theoretisch	 fixierte	 Verfallsstadien	 des	















































Horizont	 Platons	 und	 Aristoteles’	 das	 ge-
meinsame	 und	 allgemeine	 Wohl	 (Interesse)	
als	 gesonderte	 Kategorien	 herauszufiltern.	
Zum	Zwecke	dieser	Distinktion,	die	sich	als	
ausnehmend	bedeutsam	und	von	dauerhafter	
Aktualität	 erweisen	 soll,	 wird	 es	 notwendig	
sein,	 in	 den	 theoretischen	 Gesichtskreis	 die	
vermittelnde	Kategorie	des	Willens	einzufüh-
ren.	Vom	Standpunkt	des	allgemeinen	Wohls	
ist	 es	 nämlich	 unter	 anderem	 möglich,	 die	
moralischen	 Grundlagen	 der	 Kategorie	 des	
gemeinsamen	Wohls	 in	der	Sphäre	der	grie-
chischen	Polis	 in	Abrede	 zu	 stellen,	 da	 sich	











der	 Kategorie	 der	 Substanz	 ausgesagt,	 z.B.	
von	Gott	und	der	Vernunft,	 in	der	Kategorie	
der	Qualität,	z.B.	von	ethischen	Vorzügen,	in	
der	Kategorie	 der	Quantität,	 z.B.	 vom	 rich-
tigen	Maß,	 in	 der	Relation,	 z.B.	 vom	Nütz-
lichen,	in	der	Zeit,	z.B.	vom	richtigen	Augen-
blick,	 in	 der	Kategorie	 des	Ortes,	 z.B.	 vom	
















fassungsformen	 gedeutet	 werden.	 Die	 verschiedenen	 Herrschaftsformen	






































Bewertung	 von	Staatsformen	 ein	 (gegebene	Umstände,	Erwünschtheit	 und	
Angemessenheit	 für	alle	Staaten).17	Auf	diese	Weise	hat	Aristoteles	als	die	








































































tragen	 hatte,	 und	 ist	 selbst	 zu	 einem	 Kriterium	 wertmäßiger	Abgrenzung	
von	 Regierungsweisen	 (demokratischen	 und	 undemokratischen)	 geworden.	
Auf praktischer Ebene	 ist	die	Demokratie	aus	der	abstrakten	Position	eines	
theoretischen	Konstruktes	herausgetreten,	hat	die	praktische	Rolle	eines	po-
litischen	 Faktors	 übernommen	 und	 ist	 somit	 zu	 einer	 praktisch-politischen	
Kategorie	(Motivationsbegriff)	geworden.
Die	genannten	Veränderungen	 in	 der	Auffassung	und	wirklichen	 Rolle	 der	





Willens	 	 konstituiert	wird	und	als	 solche	 funktioniert.	Der	allgemeine	Wil-
le	ist	nichts	anderes	als	der	gemeinsame	Wille,	der	sich	nach	dem	Maßstab	





auf	moralischer	Ebene	 relegitimiert,	 auf	der	 er	 eine	moralische	Dimension	
annimmt	und	sich	somit	zum	allgemeinen	Willen	wandelt.
Die	häufig	zitierte	und	Anspruch	auf	Selbstverständlichkeit	und	Unwiderleg-











































































Vgl.	 Jean-Jacques	 Rousseau,	 Vom Gesell-





bündiger	Definition:	 „Diese	 öffentliche	 Per-
son,	 die	 so	 aus	 dem	 Zusammenschluß	 aller	
zustande	kommt,	trug	früher	den	Namen	Po-
lis	[…],	heute	trägt	sie	den	der	republik	oder	
der	 staatlichen	 Körperschaft,	 die	 von	 ihren	
Gliedern	Staat	genannt	wird,	wenn	sie	passiv,	
Souverän,	wenn	 sie	 aktiv	 ist,	 und	Macht	 im	
Vergleich	 mit	 ihresgleichen.	 Was	 die	 mit-


















Wünschenswert	 ist	 eine	 größtmögliche	Übereinstimmung	 von	Gemeinwil-
len	 und	Gesamtwillen,	 denn	 „je	 näher	 die	Meinungen	 der	 Einstimmigkeit	
































enthoben	 und	 somit	 dessen	moralischen	Charakter	wesentlich	 reduziert	
und	in	Frage	gestellt.
Der moralische Charakter 
des Gemeinwillens
Um	 den	moralischen	Charakter	 des	Gemeinwillens	 zu	 affirmieren,	 genügt	
ein	Verweis	 auf	 die	 durchgeführte	 Unterscheidung	 des	 Gemeinwillens	 und	
des	Gesamtwillens,	und	in	dieser	Hinsicht	wäre	die	Weitersuche	nach	einem	










eine	 inhaltliche	 bestimmung	 eingeschränkt.	 Dies	 sind	 semantische	 Grenz-
punkte,	zwischen	denen	verschiedene	Nuancierungen	der	Begriffsbedeutung	
möglich	sind.	Der	Gemeinwille	ist	seiner	formalen	Bestimmung	nach	nichts	







































Vgl.	 J.-J.	 Rousseau,	 Œuvres complètes	 III,	
Du contrat social. Écrits politiques,	 Galli-
mard,	Paris	1964,	S.	295.
26
J.-J.	 Rousseau,	 Vom Gesellschaftsvertrag 

















nahe	 ist	 und	 nur	 noch	 als	 eine	 eingebildete	 und	 leere	 Form	besteht,	wenn	
das	gesellschaftliche	Band	in	allen	Herzen	gerissen	ist,	wenn	das	niedrigste	
Interesse	die	Stirn	hat,	 sich	mit	dem	geheiligten	Namen	des	Gemeinwohls	
zu	 schmücken:	 dann	 verstummt	 der	 Gemeinwille”	 –	 so	 die	 Schlussfolge-





perativs	 an,	 was	 selbstverständlich	 auch	 das	 bewahrt	 gebliebene	Merkmal	
der	Allgemeingültigkeit	 impliziert.	 Hierin	 sind	 bereits	 Formulierungen	 des	










Nach	 einer	 Einsicht	 in	 sämtliche	Bemühungen	Rousseaus,	 die	Gründe	 für	
die	bedingungslose	Allgemeingültigkeit	des	Gemeinwillens	 innerhalb	eines	
Staatswesens	 auseinanderzusetzen	 und	 zu	 verteidigen,	 stellt	 sich	 nun	 die	



















Rousseau	 die	 Pflicht	 zur	 Verallgemeinerung	 des	 moralischen	 Grundsatzes	
übersehen,	ebenso	entgeht	 ihm	der	unvermeidliche	Schluss,	dass	durch	die	









Reziprozität	 der	 goldenen	Regel	 zum	Ausdruck	bringt	 und	die	 in	 allen	 ih-
ren	 Strukturelementen,	 einschließlich	 der	 Rivalität	 zwischen	Vernunft	 und	
Sinnlichkeit,	mit	der	späteren	Bestimmung	des	moralischen	Willens	bei	Kant	
übereinstimmt:
„Der	 allgemeine	Wille	 ist	 in	 jedem	 Individuum	 als	 reiner	Verstandesakt,	weil	 der	Verstand,	
während	die	Leidenschaften	schweigen,	darüber	nachdenkt,	was	der	Mensch	von	einem	Wesen	
seinesgleichen	fordern	darf	und	was	dieses	Wesen	seinerseits	von	ihm	fordern	kann.”36










J.-J.	Rousseau,	Vom Gesellschaftsvertrag oder 
Grundsätze des Staatsrechts,	Philipp	Reclam	
Verlag,	Stuttgart	 2003,	S.	 113.	 –	Diese	For-











A.a.O.,	 S.	 113.	 –	 Das	 Prädikativum	 „rein”	
untermauert	mit	seinen	kantischen	Konnota-





„Auch	 ist	 das	 moralische	 Gesetz	 gleichsam	
als	 ein	 Faktum	 der	 reinen	 Vernunft,	 dessen	
wir	 uns	 a	 priori	 bewußt	 sind	 und	 welches	
apodiktisch	gewiß	 ist,	 gegeben,	 gesetzt,	 daß	
man	auch	in	der	Erfahrung	kein	Beispiel,	da	












seau	 den	 Gedanken	 des	 Gemeinwillens	 von	






–	 Vgl.	 die	Anmerkung	 von	 Robert	 Derathé	
in:	J.-J.	Rousseau,	Œuvres complètes	III,	Dis-
cours sur l’Économie politique,	 Gallimard,	
Paris	1964,	S.	1394–1395.
36












negativen	 Antizipierung	 –	 durch	 die	 sich	 Diderots	 bestimmung	 des	 Ge-
meinwillens	 im	 Artikel	 „Naturrecht”	 auszeichnet	 –	 haben	 die	 Frage	 der	












































im	Kontext	 des	 im	Sinne	Diderots	 intonierten	Abschnitts40	 wird	 gerade	 in	







Otto	Vossler	 geht	 in	 seinem	 buch	 rousseaus Freiheitslehre	 anders	 vor	 als	



































wortlich	 zu	machen,	 dass	 einige	 Interpreten	
fälschlicherweise	 zu	 dem	 Schluss	 kamen,	
„Rousseau	habe	in	der	Abhandlung über die 
politische Ökonomie	(1755)	Diderots	Auffas-
sung	des	Gemeinwillens	und	des	Naturrechts,	
die	 er	 später	 nachdrücklich	 kritisieren	 und	
verwerfen	 wird,	 in	 Ganzheit	 übernommen”	
(Dragutin	Lalović,	 „Poredak	 slobode.	Rous-
seauovo	 shvaćanje	 demokratske	 političke	
zajednice”	[Die	Freiheitsordnung.	Rousseaus	
Auffassung	 der	 demokratischen	 politischen	
Gemeinschaft],	 in:	Politička misao,	 1/1979,	
Zagreb,	S.	22).	Aber	auch	wenn	wir	den	„sub-
versiven	Einschub”	außer	Acht	lassen,	ist	und	
bleibt	 eine	 Tatsache,	 dass	 sich	 der	 besagte	
Abschnitt	 in	 einem	eindeutigen	Kontext	 be-
findet,	in	dem	Rousseau	mit	prägnanten	For-




denhoek	 &	 Ruprecht,	 Göttingen	 1963,	 S.	
256.	–	Im	Übrigen	berufen	sich	Autoren,	die	
der	 interpretativen	 methode	 des	 textuellen	
„Sollens”	zuneigen,	gerne	auf	die	angebliche	
Aussage	 Rousseaus,	 dass	 der	Gesellschafts-
vertrag	überarbeitet	werden	müsse.	Vgl.	Vic-
tor	Goldschmidt,	 „Individuum	 i	 zajednica	 u	
Rousseauovoj	političkoj	teoriji”	[Individuum	
und	 Gemeinschaft	 in	 Rousseaus	 politischer	

































































verlieren,	dass	die	Maßstäbe	und	Orientierungspunkte	 für	 so	eine	 Interpre-







































Lewis	White	Beck,	Kants „Kritik der prak-











J.-J.	 Rousseau,	 Œuvres complètes	 III,	 Du 











Version	 des	 Gesellschaftsvertrags	 in	 einer	 Fomulierung	 angeführt	worden,	










































zwar	 bei	 der	Ausarbeitung	 gerade	 jener	Grundkategorien,	 die	wegen	 ihrer	
















































J.-J.	 Rousseau,	 Œuvres complètes	 III,	 Du 
contrat social. Écrits politiques,	 Gallimard,	
Paris	1964,	S.	327	(Übers.	S.	S.).
50
I.	 Kant,	 Werke	 VII,	 Kritik der praktischen 




Handlungen,	 nicht	 auf	 den	 Empfindungszu-
stand	 der	 Person	 bezogen,	 und,	 sollte	 etwas	
schlechthin	 (und	 in	 aller	 Absicht	 und	 ohne	
weitere	Bedingung)	gut	oder	böse	sein,	oder	
dafür	 gehalten	werden,	 so	würde	 es	 nur	 die	
Handlungsart,	 die	Maxime	 des	Willens	 und	
mithin	die	handelnde	Person	selbst,	als	guter	






J.-J.	 Rousseau,	 Œuvres complètes	 III,	 Du 

































Auf	 der	 Erscheinungsebene	 dieses	 Problems	 sind	 zwei	Typen	 von	 Partito-
kratie	 zu	 unterscheiden:	 Partitokratie	 als	Abweichungsform	 (abweichende	
Partitokratie)	und	Partitokratie	als	System	(Systempartitokratie).	Die	abwei-
chende partitokratie	tritt,	wie	die	Bezeichnung	schon	sagt,	als	eine	gewisse	






















Ideologem	 der	 „Transition”	 zur	Verfügung	 angetragen.	 Daraus	 leitete	 man	
sehr	 schnell	 ein	 theoretisches	 und	 politisches	 Instrumentarium	 zur	 ideolo-
gischen	Verzerrung	der	Darstellung	der	wirklichen	Vorgänge	und	der	wirk-
lichen	Entwicklungstendenz	ab,	sodass	sich	diese	Länder	selbst	als	wahrhaf-

























prozesse	 autonom	 zu	 lenken	 und	 zu	 einem	 authentischen	 historischen	No-
vum	umzugestalten.	Das	heteronome Interesse	wiederum	hat	sich	zwar	von	














über	 den	 hier	 gegebenen	 thematischen	 Rah-




















































anders	 gearteten,	 alternativen	 Horizontes	 voraus.	 Gemeint	 ist	 der	 geistige	
Horizont	 der	 theorie des postkommunistischen Chaos,55	welche	 bereit	 ist,	
sich	 der	 direkten	Konfrontierung	mit	 dem	offensichtlichen	politischen	und	
gesellschaftlichen	Chaos	zu	stellen,	und	die	sich	darum	bemüht,	es	von	einem	
autonomen	geschichtlichen	Standpunkt	aus	zu	betrachten	und	zu	deuten.	Ihr	




Die Theorie des postkommunistischen Chaos
Gemäß	der	Theorie	des	postkommunistischen	Chaos	können	die	Vorgänge	in	










gen.	Was	 die	Transitionstheorie	 als	 „mühsames	 Fortschreiten”	 in	 Richtung	
der	Transitionsziele	darstellen	will,	erweist	sich	im	alternativen	Blickfeld	der	
theorie des postkommunistischen Chaos	als	eine	bewusste	Chaotisierung	der	
Verhältnisse	in	Staat	und	Gesellschaft,	die	auf	genau	entgegengesetzte	Ziele	
ausgerichtet	ist	–	nämlich	auf	die partitokratische Unterwerfung der Gesell-
schaft und die nicht marktwirtschaftliche Aneignung materieller Güter.
Das	theoretische	Instrumentarium,	mittels	dessen	sich	die	Theorie	des	post-
kommunistischen	 Chaos	 den	 diffusen	 und	 irreführenden	 Erklärungen	 der	


































Rechtssystem	 zu	 ordnen	 und	 seiner	 ursprünglichen	 Funktion	 zuzuführen,	
55
Will	 man	 terminologische	 Symmetrie	 erlan-
gen	und	dabei	den	alternativen	Charakter	der	
transitionstheorie	unterstreichen,	ist	für	diese	









versetzt	wurde.	Dies	wurde	 sogar	 ohne	 jegliche	Verschleierung	vollbracht,	
begleitet	von	der	offiziellen	Proklamation,	dass	das	Rechtssystem	im	Dienste	
der	Staatspolitik	zu	stehen	habe.
Die	 Zersetzung	 (Dissolution)	 des	 substanziellen	Staates	beginnt	 notwendig	
als	eine	dissolutio iuris,	denn	erst	durch	die	Außerkraftsetzung	des	Rechts-
systems	wird	Raum	geschaffen	für	die	Kräfte	entfremdeter	Staatsmacht	und	
ihr	 ungestörtes	Wirken.	Als	 substanziellen	Staat	 kann	man	 jenen	Staat	 be-
zeichnen,	in	dem	die	Staatsmacht	ein	untrennbares	Attribut	des	Gemeinwil-


























zersetzende	Kraft	 ihren	 „Staat	 im	 Staat”,	 d.h.	 eine	 „Hinter-den-Kulissen”-





































A discussion of the moral foundations of politics 
Abstract
the author considers rousseau’s concept of the general will to be the categorical groundwork 
of the modern understanding of democracy, and its transposition from the natural-legal to the 
social context, as well as its being built into the legal foundation of both social and political 
life to be the turning point at which the history of democracy is divided into two epochs. In the 
first section of the article the author reconstructs the prehistory of the concept of democracy 
based on Herod, plato and Aristotle’s views. He then identifies the significant changes in the 
concept and true role of democracy, which emerged in the century of the French revolution, and 
differentiates between the concepts of general and common will in order to establish the moral 
dimension of democracy, in the light of which he focuses on rousseau’s political philosophy. 
In the final section the author turns to partitocracy as one of the possible perversion forms of 
democracy. In doing so, he limits himself to the “transitional type” of systematic partitocracy, 
which emerged within the framework of the historical phenomenon of post-Communism. Within 
this context, as an alternative theoretical approach to explaining post-Communism – i.e. the 





„Corruptissima	 re	 publica	 plurimae	 leges.”	
–	C.	Tacitus,	Annales,	III,	27.
57
Sie	 wurde	 im	 Laufe	 des	 letzten	 Jahrzehnts	
im	Rahmen	von	öffentlichen	Auftritten	sowie	
Zeitungstexten	 und	 fachliterarischen	 Veröf-















La démocratie et la partitocratie
Traité du fondement moral de la politique
Résumé
le concept de volonté générale de rousseau est présenté par l`auteur comme le fondement caté-
goriel de la compréhension moderne de la démocratie, et sa transposition d`un contexte naturel 
légal dans un contexte social, ainsi que la légitimation de la vie sociale et politique est prise 
comme une ligne de partage qui scinde l`histoire de la démocratie en deux époques.
Dans la première partie de l`article l`auteur se base sur les explications de Hérode, platon et 
Aristote pour reconstruire l`histoire ancienne du concept de démocratie. Il passe ensuite aux 
changements essentiels dans la conception et le rôle réel de la démocratie qui se sont manifestés 
au siècle de la révolution française, il distingue  la volonté générale de la volonté commune 
pour établir la dimension morale de la démocratie, et sous cet aspect il se concentre sur la phi-
losophie politique de rousseau. En conclusion il se penche sur la partitocratie qui n`est qu`une 
forme d`aberration de la démocratie tout en se limitant au type transitoire de la partitocratie 
systématique qui apparaît dans le cadre du phénomène historique du postcommunisme. 
Dans ce contexte, à la théorie dominante de la transition l`auteur oppose la théorie du chaos 
postcommuniste qui est envisagée comme une approche théorique alternative de l`explication 
des événements postcommunistes. 
Mots clés
démocratie,	partitocratie,	volonté	générale,	fondement	moral	de	la	politique,	Platon,	Aristote,	Jean-
Jacques	Rousseau,	chaos	postcommuniste,	transition	
